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Entscheidungsdatum

02.12.2015
Norm

B-VG Art.133 Abs4

GehG §169d

VWGVG §7 Abs4

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. GehG § 169d heute
2. GehG § 169d gultig ab 01.01.2020 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 153/2020
3. GehG § 169d guiltig von 01.07.2018 bis 31.12.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 60/2018
4. GehG 8 169d gultig von 01.01.2017 bis 30.06.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 119/2016
5. GehG § 169d guiltig von 12.02.2015 bis 31.12.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 64/2016
6. GehG § 169d gultig von 12.02.2015 bis 11.02.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 32/2015
7. GehG & 169d gultig von 12.02.2015 bis 11.02.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 65/2015
8. GehG § 169d gultig von 12.02.2015 bis 11.02.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2015
1. VWGVG 8 7 heute
2. VWGVG § 7 gultig von 01.01.2019 bis 31.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 7 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwGVG § 7 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER als Einzelrichter Uber die
Beschwerde von Chefinspektor XXXX vertreten durch Rechtsanwalt Doktor XXXX gegen den Bescheid der
Landespolizeidirektion Salzburg vom 22.05.2015, ZI. P6/25109/2015 betreffend Vorrtickungsstichtag, beschlossen:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER als Einzelrichter Gber die Beschwerde
von Chefinspektor rémisch 40 vertreten durch Rechtsanwalt Doktor rdmisch 40 gegen den Bescheid der
Landespolizeidirektion Salzburg vom 22.05.2015, ZI. P6/25109/2015 betreffend Vorriickungsstichtag, beschlossen:

A) Die Beschwerde wird gemal3 88 28 Abs. 1 und 31 Abs. 1A) Die Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 28, Absatz eins
und 31 Absatz eins

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) idgF als verspatet zuriickgewiesen.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltromisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:
1. Der angefochtene Bescheid

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdefihrers auf Neufestsetzung des
Vorruckungsstichtages zurickgewiesen. Die Landespolizeidirektion Salzburg hat dem Beschwerdefihrer am
19.06.2015 den Bescheid zugestellt.

2. Beschwerde

Gegen den oben angefuhrten Bescheid erhob der Beschwerdefihrer durch einen anwaltlichen Vertreter mit Schreiben
vom 23.07.2015 Beschwerde. Diese wurde am 24.07.2015 zur Post gebracht.

3. Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

Die Behorde legte mit Schreiben vom 28.07.2015 die Beschwerde und den Bescheid sowie die bezughabenden Akten
dem Bundesverwaltungsgericht zur Entscheidung vor.

Mit Schreiben vom 04.08.2015 wurde der Beschwerdeflhrer ersucht, das behauptete Zustelldatum beleghaft
darzulegen.

Mit Schreiben vom 10.08.2015 bestatigte der anwaltliche Vertreter des Beschwerdefihrers den Empfang laut
Zustellnachweis.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der Beschwerdefihrer steht in einem offentlich-rechtlichen Dienstverhdltnis zum Bund. Der bekampfte Bescheid
wurde dem BeschwerdefUhrer am 19.06.2015 personlich ausgehandigt.

Die Beschwerde wurde am 24.07.2015 zur Post gebracht.
2. Beweiswurdigung:

Diese Feststellungen ergeben sich aus der eindeutigen Aktenlage sowie aus den weiteren AusfUhrungen des
Beschwerdefihrers im Ermittlungsverfahren.

Es gibt keinen Grund an der Feststellung des Zustelldatums und Postaufgabedatums zu zweifeln.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemal? 8 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BYwGG, BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht
durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen
ist.Gemald Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwWGG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 10 aus 2013,
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entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die
Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt mangels materienspezifischer Sonderregelung Einzelrichterzustandigkeit vor.

GemalR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mandliche Verhandlung durchzufiihren. Gemal Abs. 4 kann das Verwaltungsgericht, soweit das
Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt, ungeachtet eines Parteienantrages von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht
erwarten lasst.Gemal Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur
erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mandliche Verhandlung durchzufihren. Gemald Absatz 4, kann das
Verwaltungsgericht, soweit das Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt, ungeachtet eines
Parteienantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung
eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst.

Letzteres ist hier der Fall. Ebenso liegen im gegenstandlichen Fall keine Anhaltspunkte daftr vor, dass dem Entfall einer
mundlichen Verhandlung allenfalls Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(EMRK) oder Art. 47 der Charta der Grundrechte der europdischen Union entgegenstehen kénnten. Der Europaische
Gerichtshof fiir Menschenrechte hat etwa in seiner Entscheidung vom 5. September 2002, Speil v. Austria, no.
42057/98, unter Hinweis auf seine Vorjudikatur das Unterbleiben einer mundlichen Verhandlung dann als mit der
EMRK vereinbar erklart, wenn besondere Umstande ein Absehen von einer solchen Verhandlung rechtfertigen. Solche
besonderen Umstdnde erblickte der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte darin, dass das Vorbringen des
Beschwerdefiihrers nicht geeignet war, irgendeine Tatsachen- oder Rechtsfrage aufzuwerfen, die eine muindliche
Verhandlung erforderlich machte ("where the facts are not disputed and a tribunal is only called upon to decide on
questions of law of no particular complexity, an oral hearing may not be required under Article 6 § 1"; vgl. etwa das
Erkenntnis vom 20. Februar 2014, ZI. 2013/07/0169). Eine solche Fallkonstellation lag auch im Beschwerdefall
vor.Letzteres ist hier der Fall. Ebenso liegen im gegenstandlichen Fall keine Anhaltspunkte dafir vor, dass dem Entfall
einer mundlichen Verhandlung allenfalls Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten (EMRK) oder Artikel 47, der Charta der Grundrechte der europdischen Union entgegenstehen konnten.
Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte hat etwa in seiner Entscheidung vom 5. September 2002, Speil v.
Austria, no. 42057/98, unter Hinweis auf seine Vorjudikatur das Unterbleiben einer miindlichen Verhandlung dann als
mit der EMRK vereinbar erklart, wenn besondere Umstande ein Absehen von einer solchen Verhandlung rechtfertigen.
Solche besonderen Umstande erblickte der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte darin, dass das Vorbringen
des Beschwerdeflhrers nicht geeignet war, irgendeine Tatsachen- oder Rechtsfrage aufzuwerfen, die eine mindliche
Verhandlung erforderlich machte ("where the facts are not disputed and a tribunal is only called upon to decide on
questions of law of no particular complexity, an oral hearing may not be required under Article 6 Paragraph eins,;
vergleiche etwa das Erkenntnis vom 20. Februar 2014, ZI. 2013/07/0169). Eine solche Fallkonstellation lag auch im
Beschwerdefall vor.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG haben die Verwaltungsgerichte die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zurlckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR Abs. 2 leg.cit. hat das
Verwaltungsgericht Uber Beschwerden nach Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wennGemal Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG haben die Verwaltungsgerichte die Rechtssache durch Erkenntnis zu
erledigen, sofern die Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Absatz 2, leg.cit.
hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden nach Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG dann in der Sache selbst
zu entscheiden, wenn

1. der mafgebliche Sachverhalt feststeht oder

2. die Feststellung des mafigeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Wie oben bereits ausgefuhrt steht der in der Angelegenheit maf3gebliche Sachverhalt aufgrund der Aktenlage fest. Das
Bundesverwaltungsgericht hat daher in der Sache selbst zu entscheiden.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 VwWGVG erfolgen die
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Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist. GemaR Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal? Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Da die gegenstandliche Beschwerde als verspatet zurlickgewiesen wird, ist die Rechtssache iSd & 28 Abs. 1 iVm§ 31
Abs. 1 VWGVG durch Beschluss zu erledigenDa die gegenstandliche Beschwerde als verspatet zurtckgewiesen wird, ist
die Rechtssache iSd Paragraph 28, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG durch Beschluss

zu erledigen.
ZuUA)

Bei der Prufung der Rechtzeitigkeit einer Beschwerde handelt es sich um eine Rechtsfrage gemal38 28 Abs. 1 VWGVG.
Die Prifung der Rechtzeitigkeit hat jedenfalls dann, wenn Anhaltspunkte fir die Verspatung eines Rechtsmittels
vorliegen, von Amts wegen zu erfolgen. (Verwaltungsgerichtshof, 24.03.2015, ZI.Ra 2015/09/0011)Bei der Prifung der
Rechtzeitigkeit einer Beschwerde handelt es sich um eine Rechtsfrage gemal} Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG. Die
Prifung der Rechtzeitigkeit hat jedenfalls dann, wenn Anhaltspunkte flr die Verspatung eines Rechtsmittels vorliegen,
von Amts wegen zu erfolgen. (Verwaltungsgerichtshof, 24.03.2015, ZI.Ra 2015/09/0011)

Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behdérde betragt gemaflR8 7 Abs. 4 VWGVG vier
Wochen.Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behodrde betragt gemal Paragraph 7,
Absatz 4, VWGVG vier Wochen.

Diese Frist beginnt mit dem Tag der Zustellung des Bescheides. Die vierwochige gesetzliche (nicht erstreckbare) Frist

zur Einbringung einer Beschwerde begann am 19.06.2015 zu laufen und endete mit Ablauf des 17.07.2015.
Die am 24.07.2015 im Wege der Post eingebrachte Beschwerde war daher als verspatet zurlckzuweisen.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemdR§ 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.GemaR
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses

auszusprechen, ob die Revision gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6dsenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemal3
Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu Idsenden Rechtsfrage vor.

Die oben dargestellte Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zeigt zudem, dass die fir den gegenstandlichen Fall
malgebliche Rechtsfrage der Rechtzeitigkeit einer Beschwerde von dieser einheitlich beantwortet wird.

Das Bundesverwaltungsgericht konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine standige Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes und auf eine ohnehin klare Rechtslage sttitzen.
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